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Die Aussagefreiheit
des Beschuldigten in der 
polizeilichen Befragung
Ein Vergleich zwischen EMRK, 
deutschem und türkischem Recht
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales  
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“,  
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag - 
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall  
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins-
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der  
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches  
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,  
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität  
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, Reak-
tionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.

Es ist eines der grundlegenden Prinzipien des Strafverfahrens einer freiheitlich 
verfassten Staatsordnung, dass der Beschuldigte nicht gezwungen werden darf, 
sich selbst zu belasten. Diese Selbstbelastungsfreiheit ist nicht mehr nur Gegen-
stand nationalstaatlicher Rechtsordnungen, sondern auch durch mehrere völ-
kerrechtliche Menschenrechtsverträge gewährleistet. Nach dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) ist sie sogar „das Herzstück“ eines 
fairen Verfahrens im Sinne des Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechts-
konvention. 

So dezidiert die Bedeutung der Selbstbelastungsfreiheit auch unterstrichen wird, 
ihre Einzelheiten bleiben nach wie vor umstritten. Die vorliegende Arbeit setzt 
sich mit den in Rechtsprechung und Literatur zahlreich vorhandenen Begrün-
dungsansätzen auseinander und trägt zu einer weiteren Vertiefung der Thematik 
bei: Durch eine intensive Analyse der Rechtsprechung des EGMR werden insbe-
sondere die menschenrechtlichen Aspekte der Selbstbelastungsfreiheit dargelegt. 
Außerdem wird das Nemo-tenetur-Prinzip mithilfe eines horizontal und vertikal 
durchgeführten funktionalen Rechtsvergleichs einer detaillierten Strukturanaly-
se unterzogen. 

Die Untersuchung erschöpft sich nicht in der Behandlung allgemeiner Grund-
fragen der Selbstbelastungsfreiheit, deren Klärung durch die Berücksichtigung 
historischer, systematischer, teleologischer und verfassungsrechtlicher Aspekte 
dieses Rechts erfolgt. Das Augenmerk richtet sich zusätzlich auf einen speziellen 
Anwendungsfall der Selbstbelastungsfreiheit: nämlich auf die polizeiliche Be-
fragung des Beschuldigten. Ertrag dieser Analyse ist eine Systematisierung der 
in unterschiedlichen Zusammenhängen erörterten Aspekte der Aussagefreiheit 
und deren Zuordnung zu vier dogmatischen Kategorien: 1. Schutz vor Aussage-
zwang, 2. Umgehungsverbot, 3. Ergänzende Schutzrechte und 4. Beweisverwer-
tungsverbote.
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